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An den Herrn 
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Betr.; Vereinheitlichung der Reditspflegerausbildung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Erhard (Bad Schwal- 
bach), Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksadle VI/3753 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern wie folgt: 


1. Was hindert die Bundesregierung, die von der Justizminister- 
konferenz schon im Oktober 1971 verabschiedeten Grundsätze 
zu verwirklichen, und wie sehen die Bemühungen um eine 
Verwirklichung aus? 

Die von der Justizministerkonferenz im Oktober 1971 beschlos- 
senen Grundsätze für die Rechtspflegerausbildung bilden die 
Basis für die vom Deutschen Bundestag in der Entschließung 
vom 26. Juni 1969 geforderte Vereinheitlichung der Vorbildung 
und Ausbildung der Rechtspfleger durch die Länder. Diese 
Grundsätze sind bereits durch landesrechtliche Bestimmungen 
weitgehend verwirklicht. Dies gilt insbesondere für die Grund- 
sätze über die Zulassungsvoraussetzungen, das Ziel der Aus- 
bildung, die Einteilung der Ausbildung in praktische Ausbil- 
dungsabschnitte und den fachwissenschaftlichen Lehrgang sowie 
die Ausbildungs- und Prüfungsgegenstände. Dagegen ist die 
Dauer des Vorbereitungsdienstes unterschiedlich geregelt. 
Während Hessen durch die am 25. November 1970 erlassene 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung die Ausbildungszeit auf 
drei Jahre und sechs Monate verlängert hat, dauert der Vor- 
bereitungsdienst in den anderen Ländern nur drei Jahre. 
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2. Welche Schwierigkeiten bereitet die geforderte Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes der Rechtspfleger auf dreieinhalb 
Jahre, obwohl die Justizministerkonferenz eine solche Verlän- 
gerung gebilligt hat? 


Nach der Verabschiedung des Rechtspflegergesetzes im Jahre 
1969 sind Entwicklungen in Gang gekommen, die zu tiefgrei- 
fenden Veränderungen im Bereich des Bildungswesens und des 
öffentlichen Dienstrechts führen werden. 

Im Bildungsbereich sind neuartige Bildungsgänge und -ab- 
schlüsse vorgesehen. Diese müssen den unterschiedlichen Funk- 
tionen im Bereich des öffentlichen Dienstes zugeordnet werden. 
Die aufgezeigten Probleme werden seit längerer Zeit in Bund 
und Ländern erörtert. Die auf Ersuchen des Deutschen Bundes- 
tages vom Bundesminister des Innern berufene Studienkommis- 
sion für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, die in um- 
fassender Weise mit den Fragen der Neuordnung der Berufs- 
zugänge und Berufswege im öffentlichen Dienst befaßt ist, wird 
im Frühjahr nächsten Jahres über ihre Arbeiten Bericht er- 
statten. Vor einer Klärung der genannten Probleme kann nicht 
für einzelne Berufsgruppen eine Sonderregelung getroffen wer- 
den, die präjudizierende Wirkung für das Gesamtgefüge des 
öffentlichen Dienstes haben könnte. 


3. Warum ist der gegenwärtige Zeitpunkt für eine bundesgesetz- 
liche Vereinheitlichung der Rechtspflegerausbildung ungünstig? 

Bereits die zu Frage 2 genannten Gründe sprechen gegen eine 
bundesgesetzliche Regelung der Rechtspflegerausbildung zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt. Darüber hinaus werden Änderungen 
des Rechtspflegerrechts vorbereitet, durch die die Stellung des 
Rechtspflegers als Organ der Rechtspflege gestärkt werden soll. 
Insbesondere ist geplant, den Rechtspfleger auch in die öffent- 
lich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten einzuführen. Die damit ver- 
bundene erhebliche Ausweitung seines Aufgabenkreises wird 
sich zwangsläufig auf den Ausbildungsgang sowie Ausbildungs- 
und Prüfungsgegenstände auswirken. Dabei wird auch zu prüfen 
sein, ob an einer einheitlichen Rechtspflegerausbildung für alle 
Gerichtszweige festgehalten werden kann. Vor einer Klärung 
dieser Fragen erscheint eine bundesgesetzliche Regelung der 
Rechtspflegerausbildung, die nur eine Übergangslösung für 
einen sehr begrenzten Zeitraum darstellen könnte, nicht sinn- 
voll. 


4. Wann rechnet die Bundesregierung mit einem Abschluß der 
Neuordnung des Laufbahnrechts und der Amterbewertung der 
Rechtspfleger? 

Die Neuordnung des Laufbahnrechts und die Ämterbewertung 
können nicht isoliert für die Rechtspfleger, sondern nur allge- 
mein im Rahmen der Amterbewertung aller Beamten vorge- 
nommen werden. Auch diese Fragen sind Gegenstand der Unter- 
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sudiungen der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts. Nach Vorlage des Berichts der Studienkom- 
mission müssen die Ergebnisse ausgewertet werden. Außerdem 
bereitet die Bundesregierung einen Bericht zur Konkretisierung 
der Ämterbewertung vor. Erst danach sind gesetzgeberische 
Maßnahmen möglich. 


5. Gibt es konkrete Vorstellungen, in welcher Form die beson- 
deren Belange der Reditspfleger in einer Gesamtregelung be- 
rücksichtigt werden sollen, und wie sehen diese Vorstellungen 
aus? 

Die besonderen Belange der Rechtspfleger werden in einer Ge- 
samtregelung berücksichtigt werden. In welclier Form dies kon- 
kret geschehen kann, hängt von den Möglichkeiten ab, die die 
vorgesehene Gesamtregelung bietet. Bei der Einordnung der 
Rechtspfleger in das Gesamtgefüge des öffentlichen Dienstes 
wird insbesondere zu würdigen sein, daß der Rechtspfleger eine 
Institution der Gerichtsverfassung ist und seine Aufgaben nahe- 
zu ausschließlich von den Vorschriften über die Gerichtsverfas- 
sung und das Verfahren bestimmt werden. Diese Vorschriften 
differenzieren nicht zwischen den einzelnen Tätigkeiten. Die 
vom Rechtspfleger wahrzunehmenden Aufgaben waren vor 
ihrer Übertragung im wesentlichen richterliche Aufgaben. Sie 
werden vom Rechtspfleger — ebenso wie früher vom Richter — 
in sachlicher Unabhängigkeit erledigt. Diese Merkmale, die das 
Amt des Rechtspflegers kennzeichnen, werden auch bei der 
funktionsgerechten Bewertung seiner Tätigkeit berücksichtigt 
werden. 


6. Wann meint die Bundesregierung in der Lage zu sein, einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen? 

Wie bereits in der Anwort auf Frage 4 erwähnt, kann ein 
Gesetzentwurf zur Neuordnung des Laufbahnrechts und der 
Amtqrbewertung erst nach Auswertung der Ergebnisse des 
Berichts der Studienkommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts vorgelegt werden. 


Gerhard Jahn 
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